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Fall (125 Punkte): 

Die K-GmbH stellt Hochleistungsmagneten zur Einsparung von fossilen Brennstoffen 
bei dem Betrieb von Heizungsanlagen her. Sie ist Inhaberin eines vom DPMA erteil­
ten Patents über die "Anordnung zur magnetischen Ionisierung eines kohlenwasser­
stoffhaltigen Treibstoffs sowie deren Verwendung". Nach der Patentschrift liegt die 
Aufgabe der Erfindung darin, den Verbrennungswirkungsgrad des behandelten Treib­
stoffs signifikant zu erhöhen. B, der in Köln wohnt, hat Physik und Architektur stu­
diert und ist als freier Wissenschaftsjournalist tätig. Er ist der Auffassung, dass die 
von der K-GmbH hergestellten und vertriebenen Vorrichtungen keine Energieeinspa­
rung bewirkten und dass die K-GmbH dies auch wisse. Im Oktober 2018 teilte B einer 
Kundin der K-GmbH unter voller Nennung der im Folgenden abgekürzt wiedergege­
benen Namenper E-Mail mit: 

"Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich schreibe derzeit an einem Artikel über einen groß angelegten Schwindel 
durch die Firma K-GmbH, die unter dem Markennamen K-Magnete vertreibt, 
die an die Brennstoffleitung einer Heizungsanlage geklemmt auf wundersame 
Weise enorme Energieeinsparungen bewirken sollen. Die Wirkung dieser 
Magnete entspricht der eines Perpetuum Mobiles, die vom Hersteller herbei­
gezerrte wissenschaftliche Begründung der angeblichen Wirkung der Magnete 
ist völliger Unsinn. Dies ist durch diverse Stellungnahmen des Bayerischen 
Landesamtes ftir Umwelt sowie des ADAC bestätigt worden. Letztlich handelt 
es sich um ein Scharlatanerieprodukt 

Zu den Opfern dieses Betrugs gehört auch Ihr Unternehmen. Darüber hinaus 
fordere ich Sie auf, mir mitzuteilen, wie die Messung der angeblichen Effi­
zienzsteigerung durchgeführt wurde. Insoweit kann im Übrigen jeder Schorn­
steinfeger bestätigen, dass solch eine Effizienzsteigerung nach einer normalen 
Wartung und Reinigung, die eventuell beim Einbau der Magnete erfolgte, 
problemlos messbar ist. 

Vielen Dank und herzliche Grüße 
TB 
Wissenschaftsjournalist" 

Die K-GmbH fühlt sich und ihr patentrechtlich geschütztes Produkt diskreditiert und 
beauftragt Rechtsanwalt R zur Durchsetzung ihrer Ansprüche. Aufgrund einer erfolg­
losen vorherigen Ahmahnung reicht R Klage beim LG Köln ein und beantragt: 

B zu verurteilen, es bei Meidung eines ftir jeden Fall der Zuwiderhandlung 
vom Gericht festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000 € - ersatzweise 
Ordnungshaft - oder einer Ordnungshaft bis zu 6 Monaten, im Fall wieder­
hoher Zuwiderhandlung bis zu insgesamt 2 Jahren, 

zu unterlassen, 

in der Öffentlichkeit, das Produkt der Klägerin "K-Magnet" als Scharlatar­
nerieprodukt zu bezeichnen. Ferner zu behaupten, die Klägerin initiiere einen 
groß angelegten Schwindel bzw. Betrug, sowie zu behaupten, die K-Magnete 
seien ein "Perpetuum Mobile" sowie die von der Herstellerio beschriebene 
Wirkung sei völliger Unsinn. 
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Der Beklagtenanwalt beantragt Abweisung der Klage und verweist auf die entsprechenden 
Stellungnahmen des Bayerischen Landesamtes für Umwelt und des ADAC; daher liege 
keine Herabwürdigung vor. Ferner sei es das gute journalistische Recht, Verbraucher vor den 
beschriebenen Gefahren zu warnen. 

Prüfen Sie gutachterlieh die Zuständigkeit des Gerichts und die Erfolgsaussichten der 
Klage in der Sache nebst der zu ergehenden Kostenentscheidung! 

Bearbeitervermerk: Es ist davon auszugehen, dass die von K angeführten Stellungnahmen 
des Bayerischen Landesamtes für Umwelt und des ADAC in der Tat die Wirkungslosigkeit 
der vertriebenen Magnete bestätigt haben. Sollte eine Zulässigkeits- oder Anspruchsvor­
aussetzung abgelehnt werden, so ist im Rahmen eines HUfsgutachtens weiter zu prüfen. 

Zusatzaufgabe (10 Punkte): 

Rechtsanwalt R ist ein sog. Einzelanwalt, der zudem über kein Büropersonal verfügt. Er hat 
für den Mandanten (M) einen Prozess vor einem Amtsgericht geführt und diesen verloren, M 
aber geraten, Berufung einzulegen. M erklärt sich hierzu bereit, so dass R fristgerecht 
Berufung einlegt. Die Berufungsbegründungsfrist läuft für M am 10. Januar 2019 ab. Mit 
Schreiben vom 12.Januar 2019 teilt das zuständige Berufungsgericht (das LG Bochum) R 
mit, dass keine Berufungsbegründung innerhalb der Berufungsbegründungsfrist eingegangen 
set. 

Wie und in welcher Form wird das Gericht über die Berufung entscheiden? 

Abwandlung (45 Punkte): 

Angenommen, R kann mit einem ärztlichen Attest nachweisen, dass er aufgrund eines 
plötzlichen Burnouts für nahezu 3 Wochen durchgängig arbeitsunfahig und daher nicht in 
der Lage war, die Berufungsbegründung fristgerecht einzureichen. Als Einzelanwalt habe er 
auch keinen Vertreter in der Kanzlei und kurzfristig auch keinen anderen vertretungsbereiten 
Kollegen gefunden. Im Übrigen sei er bis dahin nie erkrankt gewesen; es habe daher auch 
keine Notwendigkeit einer Vorkehrung oder einer Absprache mit anderen Kollegen für einen 
etwaigen Verhinderungsfall bestanden. Gibt es noch eine prozessuale Möglichkeit, dass das 
Vorbringen berücksichtigt wird? Wenn ja: was müsste der R im Einzelnen unternehmen und 
wie beurteilen Sie die Erfolgsaussichten? 


